
von „Funktionsauftrag“ denn von „Grundver-
sorgung“ gesprochen wird, so geht es dennoch
um verwandte Sachprobleme. Der Wechsel in
der Terminologie, den die Literatur aus unter-
schiedlichen Sachgründen veranlasst sah, mag
sich mit dem Anliegen dieser Arbeit durch-
aus vereinbaren lassen. Beide tendieren da-
zu, dem Programmangebot der „öffentlich-
rechtlichen Säule“ kein „Vollprogramm“ mit
massenattraktiven Elementen anzusinnen.
Das entspricht dem wirtschaftlichen Interes-
se der privaten Anbieter, die denn auch eine
medienübergreifende Konvergenz propagie-
ren und Vielfaltsanforderungen über das so
übergreifend verstandene Gesamtangebot
stülpen, um zugleich eine Konzentration des
massenattraktiven Angebots bei ihren priva-
ten Angeboten zu rechtfertigen. Unabhängig
von diesem von massiven Interessen be-
herrschten Hintergrund der medienpoliti-
schen Diskussion verdient die kurze und prä-
gnante Dissertation aber insgesamt unverän-
dert eine angemessene Beachtung. Allerdings
ist anzumerken, dass ihr Grundversorgungs-
konzept mit demjenigen des Gerichts bewusst
nicht übereinstimmt. Sie meint, Grundver-
sorgung sei ein Begriff, um Vielfaltsgewähr
durch die öffentlich-rechtliche „Säule“ zu be-
zeichnen, nicht, um einem umfassenden Pro-
grammauftrag einen Namen zu geben. Ob
hier die Schrift der jüngsten Rechtsprechung,
von der die Verfasserin naturgemäß nicht
wusste, etwa ein wenig näher steht als der äl-
teren, das steht gewiss auf einem anderen
Blatt, zumal der Berichterstatter in Sachen
Rundfunk soeben wieder einmal gewechselt
hat. 
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Das umfangreiche, in festem Umschlag ge-
bundene und gemessen an seinem Umfang
günstige Werk ist eine Münchener Disserta-
tion. Ihr Erstbetreuer war Udo Di Fabio, da-
mals in München und schon Richter am Bun-
desverfassungsgericht. Im Übrigen erweist
die Lektüre des Vorworts, dass die Schrift of-
fenbar viele Geburtshelfer hatte. Ihr Autor
war nämlich nicht nur am Max-Planck-Insti-
tut für ausländisches öffentliches Recht und
Völkerrecht bei Armin von Bogdandy Mitar-
beiter; er hat vielmehr auch den Rat zahlrei-
cher Kollegen aus Theorie und Praxis einge-
holt, etwa von O. Lepsius, Ch. Möllers, D. Dörr,
P. Lerche, W.-D. Ring, W. Rudolf, H. Maurer,
R. Stettner, M. Jestaedt und E.-W. Böckenför-
de sowie des Zweitgutachters P. M. Huber, aber
auch E. Th. Emde, B. Malzanini und J. Kreile,
neben jüngeren Helfern und mehreren Insti-
tutionen, Förderern und Stiftungen im In-
und Ausland.

Mit dem dritten Rundfunkänderungs-
staatsvertrag wurde 1996 die Kommission
zur Ermittlung der Konzentration im Medien-
bereich, genannt KEK, eingeführt. Das brach-
te eine erhebliche Umgestaltung des Systems
der medienspezifischen Konzentrationskon-
trolle mit sich. Reibungen entstanden vor
allem zwischen dieser neuen Einrichtung und
den Landesmedienanstalten. Diese sind auch
von praktischer Bedeutung für die betroffe-
nen, der Aufsicht unterworfenen Rundfunk-
unternehmen. In der Öffentlichkeit deutlich
geworden ist dies etwa im Falle der geplan-
ten Übernahme von ProSiebenSat.1 durch
Springer, zu der die KEK bekanntlich im Ja-
nuar 2006 ein negatives Votum abgegeben
hat. Neben vorliegenden anderen Untersu-
chungen zu Einzelfragen ist an der hier an-
zuzeigenden Arbeit insbesondere neu, dass
sie sich die Rechtsstruktur der KEK zum Ge-
genstand macht. Vor allem sucht sie die ver-
fassungsrechtlichen Fragen zu erschließen
und zu durchdringen. Das führt zu Kompe-
tenzanalysen, etwa zur Frage veranstaltungs-
bezogener Kontrollen, zur Kontrolle durch
Information und zur Konkretisierung durch
Normsetzung – wobei hier eine systematische
und vollständige Abklärung der Kompetenz-
felder der KEK beabsichtigt ist. Sicherheit in
Ansehung der Zuständigkeiten der KEK, ins-
besondere deren nähere Bestimmung nach
Art und Umfang, ist nach Sicht des Autors un-
abdingbare Voraussetzung dafür, die KEK ver-

waltungsorganisationsrechtlich zu erfassen
und angemessen abzubilden. Auf dieser
Grundlage versteht die Arbeit die KEK als zen-
trale Länderkommission, die eine erhebliche
institutionelle Verfestigung und funktionale
Verselbstständigung aufweist und sich des-
halb als neue Organisationsform auf Länder-
ebene darstellt. Hinzu tritt, dass auch die in-
formatorischen Instrumente, darunter insbe-
sondere die Mitteilungen, untersucht wer-
den; dies betrifft Fragen, die über die bloße
föderale Privatfunkaufsicht hinausgreifen
und insbesondere allgemeiner ins Verwal-
tungs- und Verfassungsrecht reichen. Dabei
ergibt sich auch, dass die Schrift die KEK als
ein demokratisch legitimiertes, entschei-
dungsbefugtes Expertengremium versteht,
das grundrechtlich-funktional gerechtfertigt
ist. Dabei stößt auf, dass die Arbeit die demo-
kratische Legitimation anspricht, geht es doch
um eine Behörde, welche die Länder gemein-
sam eingerichtet haben, um typische hoheit-
lich-administrative Aufgaben zu erledigen.
Die Arbeit handelt von Fragen der Regulie-
rung eines Marktes, an sich nicht von Herr-
schaftslegitimation, wie sie im Falle der de-
mokratischen Legitimation der funktionalen
Selbstverwaltung von E. Th. Emde mit sei-
ner bis heute anerkannten Arbeit aus den Jah-
ren vor 1991 beabsichtigt war und gelang.
Das mag indes zunächst dahinstehen. Zum
Gang der Untersuchung ist nämlich zuerst zu
berichten. 
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der freien individuellen und öffentlichen Mei-
nungsbildung den demokratischen Prozess
erst ermöglicht; einen Prozess, der auch nicht
durch mediale Konzentration gestört werden
darf und daher mit Rückbezug auf die Grund-
rechte des Art. 5 Abs. 1 GG gesteuert er-
scheint. Der Staat ist nämlich zur Sicherung
und Durchsetzung der diesen Grundrechten
zu entnehmenden objektiven Rechtsgehalte
verpflichtet. Daraus ergibt sich die „demo-
kratieverfassungsrechtliche Validität“ des Mo-
dells der KEK, das dabei zugleich so seine
Praktikabilität erweist. 

Damit legitimieren „demokratiekonstitu-
tive Grundrechte“ die Sachstrukturen. Das ist
zugleich nahe bei den Modellen, welche die
Staatsfreiheit des konkreten Rundfunks nur
demokratietheoretisch, nicht vor allem grund-
rechtlich zu legitimieren suchen. Dabei be-
steht die Gefahr eines Wandels des Grund-
rechtsverständnisses, z.T. als Folge einer in-
stitutionellen Aufladung im Schutzbereich
der betreffenden Grundrechte, die dadurch
wie gesagt an Staatsferne verlieren. Betrach-
tet man allerdings den Argumentationsgang
genauer, so ergibt sich, dass die Legitimati-
onsdebatte, die Emdeausgelöst und gegen sei-
nen eigenen Lehrer, E.-W. Böckenförde, mit den
jüngeren Entscheidungen des Bundesverfas-
sungsgerichts zu Wasserverbänden gewon-
nen hat, der Anknüpfungspunkt der Untersu-
chung in dieser Frage ist. Nicht hingegen sind
es Arbeiten, welche die Staatsfreiheit des
Rundfunks aus dem Demokratieprinzip ablei-
ten wollen. Letzteres lehnt die vorliegende
Untersuchung zwar ab; der Umstand aber,
dass sie die Legitimationsdebatte hier fort-
setzt, vermittelt einen gegenläufigen Ein-
druck. Es ist zwar richtig, dass Art. 5 Abs. 1
GG hier eine markt- und marktaufsichtsprä-
gende Wirkung hat; dennoch ist die Einrich-
tung dieser Aufsicht nur ihrer Ausgestaltung
nach, nicht auch als solche der quasidemo-
kratischen Legitimation aus den kommuni-
kativen Grundrechten bedürftig. In dieser
Perspektive hat der Ansatz im Übrigen den
Effekt der Vermachtung des Schutzbereichs
kommunikativer Grundrechte, verbunden
mit der Gefahr der grundrechtlichen Prägung
von staatlichen Institutionen, was etwa da-
zu führen kann, die Parlamente nicht der
Herrschaftsstruktur, sondern den Grundrech-
ten zuzuordnen, ja sie als Agenturen der Ge-
sellschaft, nicht des Staates anzusehen, so

Hier zeigt sich, dass die Arbeit um den his-
torischen, den verfassungsrechtlichen und
den europarechtlichen Rahmen der KEK be-
müht ist. Dabei ist die föderale Organisati-
onsstruktur der Privatrundfunkaufsicht der
Länder, die aus der Länderzuständigkeit für
Fragen des Rundfunks folgt, dargestellt. Dar-
aus ergibt sich auch der materielle Maßstab
der Vielfaltsorientierung der medienspezifi-
schen Konzentrationskontrolle. Daneben
steht allerdings die Vielfaltssicherung in
Europa, was jeweils Regulierungsbestrebun-
gen auslöst, Kompetenzfragen aufwirft und
Kooperationsansätze ergibt. Dann werden
die Grundlagen der Rechtsstrukturen der KEK
sowie ihre Zuständigkeiten, Handlungsfor-
men, Verfahren und informatorischen Instru-
mente erörtert. Das führt zur organisations-
rechtlichen Stellung der KEK und zu ihrem
Verhältnis zur Konferenz der Landesmedien-
anstalten und diesen einzelnen Anstalten
im Übrigen. Dabei ergeben sich insbesonde-
re auch Fragen des Rechtsschutzes, der Auf-
sicht und der Haftung. Sodann stellen sich
rundfunkrechtliche Probleme, die mit der ver-
fassungsrechtlichen Basis des Rundfunkrechts
eng verknüpft erscheinen. Das beginnt mit
der Frage der Staatsferne des Besetzungsver-
fahrens für die Auswahl des Personals der
KEK. Darauf folgen Zweifel, die das Gebot der
Pluralität in Ansehung der personellen Zu-
sammensetzung ergibt. Sodann stellt die Ar-
beit in der Tat auf das Verfassungsgebot der
demokratischen Legitimation ab und last, but
not least prüft sie die bundesstaatsrechtliche
Zulässigkeit der Einrichtung. 

Angesichts der Fülle der Fragen und der
erschöpfenden Behandlung vieler Aspekte
der Untersuchung, die für ihre eigene Zusam-
menfassung der Ergebnisse mehrere eng be-
druckte Seiten benötigt, kann nur wenig her-
ausgegriffen werden. Von besonderem Inter-
esse ist dabei die grundrechtlich-funktiona-
le Legitimation der Einrichtung der KEK. Diese
Kategorie steht neben der klassischen Legiti-
mation durch eine lückenlose Rückführung
auf die allgemeine demokratische Legitima-
tion von Herrschaft und derjenigen aus einer
funktionalen Selbstverwaltung heraus, die
quasi repräsentative Strukturen nutzt und
diese heranzieht, um eine autonome Legiti-
mation zu vermeiden. Die Grundrechtsfunk-
tionalität folgt aus dem Rückbezug auf Art. 5
Abs. 1 S. 2 und S. 1 GG, der schließlich dank

dass sie Dinge dürfen, die im staatlichen Herr-
schaftsbereich verwehrt sind, etwa ein Par-
lamentsfernsehen betreiben. Dies führt ge-
radezu zur Verkehrung des Grundrechtsschut-
zes in diesem Zusammenhang.

Sehr viel plausibler sind die verwaltungs-
organisationsrechtlichen, kompetenzorien-
tierten und bundesstaatsrechtlichen Erwä-
gungen. Hier ergeben sich in der Tat viele kri-
tische Fragen, die mit dieser Arbeit weiterer
Klärung zugeführt sind. Insofern ist das vo-
luminöse Werk kein Flop, sondern ein Erfolg. 

Dies gilt besonders für die bundesrechts-
staatlichen Aspekte, die Handlungsformen,
denen die Praxis dann ja regelmäßig ausge-
setzt ist, ebenso wie für den Rechtsschutz und
die Verfahrensstrukturen. Die Bedenken im
Übrigen, die hier wegen der fehlenden Fer-
ne zu den Ländern als Staaten zum Ausdruck
kommen, sind nur zu berechtigt. Es ist zu hof-
fen, dass die Inanspruchnahme von Rechts-
schutz auch dazu führt, dass sich hiermit die
zuständigen Gerichte zu befassen haben. Da-
für bedarf es allerdings der Geduld der Rechts-
suchenden und einer hinreichenden rechtli-
chen Betreuung. Dazu kann das Buch bei-
tragen, wird es von den im Medienrecht ak-
tiven Praktikern gelesen. 

Insgesamt mithin eine erfreuliche Arbeit,
die – ohne sich in wissenschaftliche Wolken-
gebäude zu verabschieden – einer Habilita-
tionsschrift nicht nur im Umfang das Wasser
reichen kann. Sie hat auf weite Strecken die
Funktionen eines Handbuches, das in einem
Band die grundsätzlichen Fragen erörtert,
grundlegend orientiert und so über die aktu-
ellen Tagesfragen hinaus nachhaltig wirken
kann und in keiner medienrechtlichen Biblio-
thek fehlen sollte. Insbesondere auch für die
Unternehmen, die Rundfunk veranstalten,
sollte das Buch griffbereit zur Verfügung ste-
hen, um sich rechtliche Probleme verdeutli-
chen zu können. Die Sprache der Arbeit ist
sehr zugänglich, klar und unmissverständlich,
so dass die leidigen, selbst verursachten Hin-
dernisse der Jurisprudenz nicht aufgerichtet
sind, die zur Funkstille führen, sobald die Kom-
munikation diese Hindernisse nehmen muss,
weil eine Seite sie so sieht, und dies ganz zu
Recht. Also eine Arbeit, die eine große Leis-
tung darstellt und auch solche Anerkennung
verdient.

Prof. Dr. Helmut Goerlich, Leipzig
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